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Burscheidt: Verbot der Schlechter-
stellung Jugendlicher

Mißbrauch der Verfassung?

Das Verbot der Schlechterstellung
Jugendlicher und Heranwachsender
gegenüber Erwachsenen in ver-
gleichbarer Verfahrenslage ist in der
jugendstrafrechtlichen Literatur
und teilweise auch in der Recht-
sprechung zu einem bedeutenden
Auslegungstopos geworden. Insbe-
sondere Nothacker (»Erziehungs-
vorrang« und Gesetzesauslegung im
Jugendgerichtsgesetz. Eine systema-
tisch-methodologische Analyse ju-
gendstrafrechtlicher Anwendungs-
prinzipien) hat dieses Prinzip im
Jahre 1985 aus Art. 3 Abs. 1 GG in
Verbindung mit dem Rechtsstaats-
prinzip auf die Gesetzesanwendung
des JGG übertragen, wobei Diffe-
renzierungen zwischen dem Er-
wachsenen- und dem Jugendstraf-
recht nur auf Grund des Alters der
Beschuldigten und der damit be-
gründeten unterschiedlichen An-
sprechbarkeit und Wirkungen von
Verfahren und Sanktionen zu recht-
fertigen sind.

Hier setzt die Dissertation von Ul-
rike Burscheidt an. Es werden die
Vorschriften des JGG, die als An-
wendungsfälle dieses Rechtsstaats-
prinzips in der Rechtslehre heraus-
gearbeitet worden sind, kritisch

überprüft. Prüfungsmaßstab ist hier-
bei vor allem Art. 3 Abs. 1 GG.
Soweit keine jugendspezifischen Be-
sonderheiten für eine vom Erwach-
senenstrafrecht abweichende, Ju-
gendliche benachteiligende Rege-
lung gefunden werden, wird im
Wege der verfassungskonformen
Norminterpretation eine restriktive
Normanwendung vorgeschlagen.
Hebel für eine Vermeidung des Ver-
dikts von Art. 3 Abs. 1 GG sind »ver-
nünftige erzieherische Erwägungen«
im Hinblick auf das Gesetzesziel,
»den jugendlichen Straftäter auf das
Leben ohne Straftaten vorzuberei-
ten« (S. 32). Auf diesem Wege lassen
sich in der Tat – de lege lata – die
meisten spezifischen jugendstraf-
rechtlichen Regelungen »halten«,

zumal diese teilweise auch Begünsti-
gungen darstellen (so die einstweili-
ge Unterbringung in einem Heim
der Jugendhilfe gemäß § 71 Abs. 2
JGG, die nach richtiger Auslegung
eine weniger eingriffsintensive Al-
ternative zur Untersuchungshaft
darstellt). 

Das Bemühen um Verfassungs-
konformität führt allerdings dann
und wann zu abrupten und wenig
aussagekräftigen Stellungnahmen.
So wird zur erzieherischen Ausge-
staltung der Untersuchungshaft
gemäß § 93 Abs. 2 und der hieraus
abgeleiteten Verpflichtung zur Ar-
beit während der Haftzeit im Unter-
schied zur Vollstreckung von Unter-
suchungshaft bei Erwachsenen wie
folgt Stellung bezogen: »Sofern er-
zieherisch motivierte Beschränkun-
gen des jungen Tatverdächtigen in
der Untersuchungshaft weder das

Grundrecht der Freiheit vor Arbeits-
zwang noch bei Jugendlichen das
Erziehungsrecht ihrer Eltern, bei
Heranwachsenden ihr eigenes
Selbstbestimmungsrecht verletzen,
steht ihnen der Gleichheitssatz und
das hieraus hergeleitete Schlechter-
stellungsverbot nicht entgegen.«
(S. 56)

Hier schließt sich eine grundsätz-
liche Kritik an: Das Gleichbehand-
lungsgebot verbietet eine abwei-
chende Regelung nur, wenn diese
zur Verwirklichung des Differenzie-
rungszwecks (hier jugendgemäße
Einwirkung zur Vermeidung
zukünftiger Straftaten) schlechthin
ungeeignet ist. Für die Normausle-
gung können aber auch Überlegun-
gen »greifen«, die noch nicht verfas-

sungsrechtlich geboten sind. Die te-
leologische Norminterpretation
kann und muß Ungleichbehand-
lungen auch erfassen, die sich eher
oder tendenziell als ungeeignet für das
Sanktionsziel auswirken. So mag ein
Vorrang der Einstellungsnorm
gemäß § 153 StPO vor § 45 Abs. 1
JGG (mit der Folge einer Eintragung
ins Erziehungsregister) verfassungs-
rechtlich noch nicht geboten sein
(siehe S. 75), wohl aber teleologisch,
um unnütze Belastungen und Stig-
matisierungseffekte für Jugendliche
zu vermeiden. Derartige unterhalb
der Verfassungsebene angesiedelte
Überlegungen bleiben bei dem von
der Verfasserin gewählten Ansatz –
insoweit konsequent – unbeachtet.
So ist die Arbeit auch ein Beleg
dafür, daß bei der Inanspruchnah-
me von Verfassungsregeln für die ei-
gene Gesetzesinterpretation Vor-
sicht geboten ist. Ein »Mißbrauch
der Verfassung« ist nicht nur im
rechtspolitischen Raum festzustel-
len. Insofern stellt die Arbeit die
Auslegung des JGG wiederum auf
den richtigen Boden, ohne hierüber
allein mit der Ablehnung eines Ver-
stoßes gegen Art. 3 Abs. 1 GG ent-
schieden zu haben.

Eindeutige, das heißt von der Ver-
fassung gebotene Ergebnisse sind
daher rar: So wird zu Recht die
Überschreitung des Strafrahmens
des allgemeinen Strafrechts unter
Anwendung von § 18 Abs. 1 Satz 3
JGG (»Die Strafrahmen des allge-
meinen Strafrechts gelten nicht«)
mit Art. 3 Abs. 1 GG in Verbindung
mit Art. 20 Abs. 3 GG (S. 95) sowie
mit Art. 1 Abs. 1 GG (S. 98) für un-
vereinbar gehalten. Abgesehen hier-
von nimmt die Verfasserin mit ge-
danklicher Schärfe und klaren For-
mulierungen zu vielen rechtlichen
Problemlagen des Jugendstrafrechts
Stellung, insbesondere auch zu den
Voraussetzungen der Jugendstrafe
sowie zu den Auswirkungen der
Rechtsmittelbeschränkung im § 55
JGG, so daß der Arbeit ein großer
Nutzen für die Anwendung des Ju-
gendstrafrechts zukommt.

Heribert Ostendorf

Ulrike Burscheidt
Das Verbot der Schlechterstellung von
Jugendlichen und Heranwachsenden
gegenüber Erwachsenen in vergleich-
barer Verfahrenslage
Nomos Verlagsgesellschaft
Baden-Baden 2000
183 Seiten, 79,– DM

Frauenstrafvollzug 

Reform (k)ein Thema?

Der Frauenstrafvollzug gilt selbst in
Expertenkreisen als Randphänomen.
In den vergangenen Jahren wurde
verschiedentlich versucht, das Wis-
sen über diesen kaum erforschten Be-
reich zu erweitern und einer breite-
ren Öffentlichkeit zu vermitteln. Der
folgende Beitrag geht auf zwei schon
länger auf dem Markt befindliche Pu-
blikationen ein und plädiert für eine
effektivere Öffentlichkeitsarbeit.

Unter dem Titel »Ist Frauenstraf-
vollzug Männersache?« hat Hanne-
lore Maelicke 1995 eine kritische
Bestandsaufnahme des gegenwärti-
gen Frauenvollzugs veröffentlicht.
Sie hatte zuvor an die 16 Justizmini-
sterien der Länder einen Frage-
bogen verschickt, der quantitative
Daten über die Unterbringungsfor-
men, Belegung der Anstalten, beste-
hende Vollzugsgemeinschaften u. ä.
enthielt, ergänzend Sekundärdaten
hinzugezogen und schließlich Er-
gebnisse eines internationalen For-
schungsprojekts aufgearbeitet. Sie
kam auf dieser Grundlage zur For-
derung frauenspezifischer Vollzugs-
konzepte und konkreten Reform-
vorschlägen. 

1998 gab die Bundesarbeitsge-
meinschaft für Straffälligenhilfe als
»Straffälligenhilfebericht 1997/98«
mit dem Untertitel »Straffällig ge-
wordene Frauen – Lebenslagen und
Hilfeangebote« eine Zusammenstel-
lung heraus, für die Birgit Bocker-
hoff, Danielle von den Driesch und
Gabriele Kawamura verantwortlich
zeichneten. Der Bericht enthält
u. a. in einem Kapitel eine Bestands-
aufnahme der Situation im Frauen-
strafvollzug (S. 31–61), die gleich-
falls auf einer Befragung der einzel-
nen Bundesländer beruht, daneben
aber auch Informationen aus den
wenigen zentralen Justizvollzugsan-
stalten für Frauen einbezog. 

Zusammenfassend kann beiden
Bestandsaufnahmen entnommen
werden, daß sich die Institution
Strafvollzug immer noch nicht hin-
reichend auf ihre weibliche Klientel
eingestellt hat: Sowohl auf konzep-
tioneller Ebene als auch im
Vollzugsalltag ist die Institution
Strafvollzug auf männliche Gefan-
gene ausgerichtet. Die Orientierung
an männlichen Gefangenen zeigen
u. a. die vielerorts überzogenen Si-
cherheitsstandards für weibliche
Gefangene, obwohl seit langem be-
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kannt ist, daß weibliche Gefangene
(im Verhältnis zu männlichen Ge-
fangenen) seltener wegen gewaltsa-
mer Taten inhaftiert sind, seltener

aus dem Vollzug entweichen, selte-
ner disziplinarisch sanktioniert
oder besonderen Sicherungsmaß-
nahmen unterzogen werden und
seltener Lockerungen und Urlaub
missbrauchen. Die Vollzugspraxis
differenziert nur unzureichend zwi-
schen unterschiedlichen Siche-
rungs- und Behandlungsbedürfnis-

sen – vor dem Hintergrund fast
überall herrschender Überbelegung,
vieler sehr alter Hafthäuser und dra-
matischer Personalknappheit ist
dies freilich wenig überraschend.
Hinzu kommt die gängige Praxis,
alle Gefangenen den Sicherheits-
standards zu unterwerfen, die an
sich nur für den/die am gefährlich-
sten eingestufte(n) Gefangene(n)
erforderlich wären. Es kommt so zu
einer Übersicherung weiblicher Ge-
fangener – insbesondere in den vie-
len unselbständigen Abteilungen
für Frauen, die einer Haftanstalt für
Männer organisatorisch angeglie-
dert sind. Übertriebene Kontrollme-
chanismen engen Freiräume ein,
die für eine Befähigung der Gefan-
genen zu einem Leben in sozialer
Verantwortung unerläßlich sind.
Von sehr vielen weiblichen Gefan-
genen geht keine nennenswerte Ge-
fahr für Leib und Leben anderer
oder die Gesellschaft aus. Es liegt
insofern auf der Hand, daß die Ju-
stizverwaltungen gerade bei den
Frauen die gesetzliche Forderung,
den Offenen Vollzug zum Regel-
vollzug zu machen, umsetzen
könnten. Tatsächlich stehen für
weibliche Strafgefangene weniger
Plätze des Offenen Vollzugs zur Ver-
fügung als für männliche. Auch
herrscht nach wie vor in vielen
Vollzugseinrichtungen für Frauen
ein eklatanter Mangel an Ausbil-
dungs- und Arbeitsmöglichkeiten,
an Vollzugsplanung und qualifizier-
ter Entlassungsvorbereitung; die
Unterschiede zwischen den einzel-
nen Anstalten bzw. Abteilungen für
weibliche Gefangene sind freilich
enorm. 

Obgleich also im Frauenvollzug
erheblicher Veränderungsbedarf be-
steht, ist der Themenbereich
Frauenstrafvollzug bzw. Straffälli-
genhilfe für Frauen im kriminal-
und vollzugspolitischen Diskurs
kaum präsent; über Reformen ver-
ständigen sich im Wesentlichen nur
die in diesen Praxisfeldern tätigen
Frauen und einige (feministische)
Wissenschaftlerinnen, eine breitere
Fachöffentlichkeit wird ebenso wie
die maßgebenden Entscheidungs-
träger nicht erreicht. Wer den Um-
gang mit weiblichen Gefangenen
verändern will, muss sich in den
entsprechenden Fachdiskurs und in
die einschlägigen Politikfelder bege-
ben. Nur von dort können im je-
weiligen Handlungsfeld Verände-
rungen initiiert werden. Nur wer
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Anleitung zur gleichzeitigen Nutzung 
aller Indizes der NK-Jahrgangs-CDs 
durch Installation auf der Festplatte

Eine Stärke der Jahrgangs-CDs besteht in der Möglichkeit, alle Hefte
eines Jahrgangs nach einem bestimmten Stichwort zu durchsuchen
– und zwar den gesamten Text, nicht nur das Inhaltsverzeichnis
oder die Überschriften. Leider ist es bei Nutzung der CDs mehrerer
Jahrgänge nicht möglich, alle Indizes gleichzeitig zu nutzen. Die
einzige Möglichkeit ist die Installation aller benötigten Dateien auf
der Festplatte. Für alle bisher auf CD erhältlichen Jahrgänge sind
dann etwa 60 Mb Festplattenspeicher erforderlich. Gemessen an
der Kapazität moderner Festplatten ist das nicht sonderlich viel.
Auf vielfachen Wunsch daher diese kurze Anleitung:

1. Erstellen Sie auf der Festplatte ein (Unter-)Verzeichnis »NK-CD«
(Name frei wählbar) und darin jeweils ein Unterverzeichnis
(z.B. »1999«, »1998« usw.) für jeden Jahrgang.

2. Kopieren Sie von den verschiedenen CDs jeweils das komplette
Verzeichnis »NK_99«,»NK_98« usw. in das soeben erstellte Un-
terverzeichnis für diesen Jahrgang.

3. Achtung! Bei einigen Jahrgängen befindet sich die Datei
»start.pdf« im Hauptverzeichnis der CD-ROM. In diesen Fällen
kopieren Sie die Datei »start.pdf« ebenfalls in das Unterver-
zeichnis (z.B. »1999«, »1998«) des entsprechenden Jahrgangs –
neben den Ordner »NK_9x«, nicht in den Ordner. Egal mit wel-
cher Start-Datei Sie die Sitzung starten, erfolgt die Indexsuche
nach vollständiger Installation (Schritt 4!) immer über alle ein-
gebundenen Indizes. 

4. (Falls noch nicht geschehen, installieren Sie den Acrobat Reader,
wie in der beigelegten Anleitung beschrieben.) Beim »Zuordnen
der Indexdateien« (gemäß Anleitung) achten Sie nun darauf,
daß Sie die Indexdateien von der Festplatte wählen, nicht vom
CD-Laufwerk. Die Index-Dateien befinden sich jeweils im Unter-
verzeichnis »Index« des entsprechenden Jahrgangs und der Da-
teiname endet auf ».pdx« usw.

https://doi.org/10.5771/0934-9200-2000-4-40-1
Generiert durch IP '18.216.188.248', am 07.09.2024, 05:30:23.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0934-9200-2000-4-40-1


LETZTE SEITE

42 4/2000 – NEUE KRIMINALPOLITIK

VORSCHAU
Heft 1/2001 erscheint im Februar

Thema: 
»Alkohol« und Kriminalpolitik
• Verkehrsstrafrecht, »Rauschtat«, Vorsatz und Schuld
• Ein Blick nach Skandinavien
• Strafrechtspolitische Bedeutung des Alkohols
• Forschung zur Verkehrskriminalität
• Ansätze zu einem verantwortungsvollen Umgang mit Alkohol

sich mit den dort herrschenden
Entscheidungsabläufen und Argu-
mentationsstrategien auseinander-
setzt, wird Reformziele erfolgsver-
sprechend verfolgen können. Im
Strafvollzugsdiskurs bilden bei-
spielsweise die Vorschriften des
Strafvollzugsgesetzes und die Struk-
turen und Abläufe der Institution
einen Diskussionsrahmen, der
nicht ignoriert werden kann. Aus
diesen Überlegungen wären zwei
Schlußfolgerungen zu ziehen:

Wer einen Beitrag zum Frauen-
vollzug allein unter dem Gender-
label plaziert, kann damit rechnen,
im Strafvollzugsdiskurs vernachläs-
sigt zu werden – das Verbleiben in
der Nische dürfte, wenn Verände-
rungen der Praxis beabsichtigt
sind, eine ungeeignete Strategie
sein. Insofern ist es wichtig, daß
Hannelore Maelicke ihre Ergebnisse
nicht nur in Buchform in der Reihe
»Gleichstellung der Frau« publi-
ziert hat, sondern auch in der Neu-
en Kriminalpolitik und in der Zeit-
schrift für Strafvollzug und Straffäl-
ligenhilfe.

Weiterhin sollten Untersuchun-
gen zum Frauenstrafvollzug den
rechtlichen Bezügen mehr Auf-
merksamkeit widmen, um Argu-
mentationshilfen für die Vollzugs-
praxis zu schaffen. Die genaue
Kenntnis des rechtlichen Rahmens
ist unerlässlich, will man konzep-
tionelle Vorgaben des Strafvoll-
zugsgesetzes einfordern und
Scheinargumente von Bedenken-
trägern entlarven. Die Praxis wen-
det das Gesetz vielfach zu statisch –
ohne Rücksicht auf die Besonder-
heiten der jeweils zu subsumieren-
den Sachverhalte – an; sie sollte
Entscheidungsspielräume konse-
quent mit Blick auf die zu bewälti-
genden Vollzugsaufgaben ausfül-

len, und zwar sowohl auf konzep-
tioneller und organisatorischer
Ebene, als auch bei der Rechtsan-
wendung im Vollzugsalltag. Die
zahlreichen unbestimmten Rechts-
begriffe und Ermessensermächti-
gungen im Strafvollzugsgesetz er-
möglichen eine flexible, auf die
strukturellen Besonderheiten des
Frauenstrafvollzugs und die beson-
deren Lebenslagen straffälliger
Frauen zugeschnittene Rechtsan-
wendung. (Ausführlich zu diesem
theoretische Ansatz und zu denk-
baren Beispielen seiner Umsetzung
Bernd Obermöller, Reform des
Frauenstrafvollzugs durch problem-
orientierte Rechtsanwendung, Ba-
den-Baden 2000.) 

Reformen des Frauenstrafvoll-
zugs sind derzeit kein Thema, sie
müssen durch eine effektive Öf-
fentlichkeitsarbeit zu einem ge-
macht werden. Daß Reform-
bemühungen bislang fast aus-
schließlich von Frauen ausgingen,
ist im übrigen ein Armutszeugnis:
Setzen sich für Gefangene nicht-
deutscher Herkunft nur Ausländer
ein, für alte Menschen im Strafvoll-
zug nur Rentner, für die Alphabeti-
sierung Gefangener nur Analpha-
beten?

Bernd Obermöller

Hannelore Maelicke
Ist Frauenstrafvollzug Männersache?
NOMOS Verlagesellschaft
122 Seiten, 38,– DM

Bundesarbeitsgemeinschaft für Straf-
fälligenhilfe (BAG-S) e.V. (Hrsg.)
Straffälligenhilfebericht 1997/98.
Straffällig gewordene Frauen –
Lebenslagen und Hilfeangebote
zu beziehen über: BAG-S, Oppelner
Str. 130, 53119 Bonn
117 Seiten, 15,– DM 
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